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Banges Warten
für Assange

London. Ein Gericht in London hat
das Verfahren über den US-Auslie-
ferungsantrag für den Wikileaks-
Gründer Julian Assange auf Febru-
ar nächsten Jahres angesetzt. Die
fünftägige Anhörung solle am
25.Februar beginnen, berichtete
die britische Nachrichtenagentur
PA aus dem Gerichtssaal. Assange,
der per Videostream aus dem Ge-
fängnis zugeschaltet war, will sich
gegen die Auslieferung wehren. Die
Entscheidung dazu liegt bei dem
Gericht. dpa

Burkini-Verbot
aufgehoben

Koblenz. Das rheinland-pfälzische
Oberverwaltungsgericht hat das
Koblenzer Burkini-Verbot für städ-
tische Schwimmbäder vorläufig ge-
kippt. Das Verbot des Ganzkörper-
Badeanzugs für Frauen in der Bade-
ordnung verstoße gegen das verfas-
sungsrechtliche Gleichbehand-
lungsgebot, entschied das Gericht
in einem Eilverfahren. Damit dürfe
die Klägerin ab sofort wieder im
Burkini ins Wasser der städtischen
Schwimmbäder steigen, teilte das
Oberverwaltungsgericht mit. dpa

Christchurch:
Angeklagter plädiert
auf nicht schuldig

Christchurch. Drei Monate nach
dem tödlichen Anschlag auf zwei
Moscheen im neuseeländischen
Christchurch hat der mutmaßliche
Täter vor Gericht auf nicht schul-
dig plädiert. Der per Videokonfe-
renz aus einem Hochsicherheitsge-
fängnis zugeschaltete Australier
Brenton Tarrant lächelte, als sein
Anwalt am Freitag vor dem Obers-
ten Gerichtshof in Christchurch al-
le Anklagepunkte zurückwies. Der
28-jährige Rechtsextremist ist we-
gen Mordes in 51 Fällen, 40-fachen
versuchten Mordes und Terroris-
mus angeklagt. Er sitzt in einem
Hochsicherheitsgefängnis in Auck-
land ein. afp

„Hutbürger“ fordert
Entschädigung

Dresden. Der als Dresdner „Hut-
bürger“ bekannt gewordene Ex-Mit-
arbeiter des sächsischen Landeskri-
minalamtes fordert eine Entschädi-
gung vom ZDF. Dabei gehe es um
eine Medienrechts- und Persönlich-
keitsverletzung, bestätigte sein An-
walt – der sächsische AfD-Vize Ma-
ximilian Krah. Eine Klage ging laut
Krah an das Landgericht Dresden.
Die Entschädigung solle demnach
20000 Euro nicht unterschreiten.
Der Mann mit Anglerhut in
Deutschlandfarben hatte im Au-
gust 2018 am Rande einer Pegida-
Demonstration beim Besuch von
Bundeskanzlerin Merkel lautstark
gegen Fernsehaufnahmen des ZDF
protestiert. Dieses hatte über ihn
berichtet, weil er für das Landeskri-
minalamt arbeitet. dpa

201461 Euro – wofür eigentlich?
Sportangebote Die Arbeiterwohlfahrt in Frankfurt muss erklären, wie sie Mittel zur Flüchtlingshilfe eingesetzt hat

Nach einem Streit mit der Stadt
Frankfurt hat der Awo-Kreisver-
band seine Asylbewerberheime
aufgegeben. Es ging um finanziel-
le Ungereimtheiten. Nun werden
neue Details bekannt.

VON DANIEL GRÄBER

Frankfurt. Der Frankfurter Ver-
band der Arbeiterwohlfahrt (Awo)
kümmerte sich laut eigenen Anga-
ben umfassend um die in seinen
Heimen untergebrachten Asylbe-
werber. Im Angebot waren ver-
meintlich Krafttraining, Progressive
Muskelentspannung, Massagen,
Meditation, Aerobic oder Boxen.
Für die Bewohner des Henriette-
Fürth-Hauses in der Innenstadt
und der Awo-Unterkunft im Stadt-
teil Niederrad organisierte der
Kreisverband ein breitgefächertes
Programm an Fitness- und Ent-
spannungsangeboten. Zumindest
auf dem Papier.
Recherchen unserer Zeitung we-
cken erhebliche Zweifel daran, ob
dieses von der Stadt Frankfurt fi-
nanzierte Angebot tatsächlich so
stattgefunden hat, wie es die Awo
behauptet. Es könnte sich, so der
Verdacht, um ein Awo-internes
Scheingeschäft handeln, dass dazu
diente, Steuergeld aus der Flücht-
lingshilfe in andere Bereiche des
SPD-nahen Sozialverbands zu len-
ken. Es geht um 201461 Euro.
Der Awo-Kreisverband Frankfurt
weißt diese Vorwürfe zurück. Doch
interne Unterlagen, die uns vorlie-
gen, bringen die Geschäftsführung
nun in Erklärungsnot.

„Goldgräberstimmung“
Im Juli 2014 eröffnete die Awo
Frankfurt ihre erste Asylbewerber-
Unterkunft. Ein ehemaliges
Schwesternwohnheim am Polo-
platz in Niederrad wurde zum
Flüchtlingsheim umfunktioniert.
Zunächst gab es dort 28 Plätze.
Doch mit der Flüchtlings- und
Migrantenwelle ab Sommer 2015
stieg der Bedarf sprunghaft an. Die
Stadt musste Flüchtlinge schnell
unterbringen und war dankbar da-
für, dass sich Sozialträger wie die
Awo dieser Aufgabe annahmen. „Es
herrschte Goldgräberstimmung bei
den Sozialträgern“, erinnert sich je-
mand, der die Branche gut kennt,
an diese Zeit.
Die Awo Frankfurt stellte in Nie-

derrad Wohncontainer auf, später
wurden dort auch noch Asylbewer-
ber in einem Altenpflegeheim ein-
quartiert. Insgesamt 211 Plätze ent-
standen am Poloplatz. Noch größer
wurde die zweite Awo-Flüchtlings-
unterkunft, eine angemietete Ge-

werbeimmobilie in der Nähe des
Hauptbahnhofs. Die Awo taufte sie
Henriette-Fürth-Haus und schuf
darin 380 Heimplätze. Das Geld da-
für kam von der Stadt.
Doch offenbar kam es zu Proble-
men. Denn zum Jahreswechsel
2018/2019 gab die Arbeiterwohl-
fahrt ihre beiden Flüchtlingsheime
in Frankfurt auf. Sie werden seit-
dem von der Diakonie und der Ca-
ritas betrieben. „Der Rückzug aus
dem Geschäftsbereich der Arbeit
mit Geflüchteten erfolgte auf
Grundlage eines Beschlusses des
Kreisvorstandes und im Einverneh-
men mit der Stadt“, erklärte ein
Sprecher des Kreisverbands. „Ein
Zerwürfnis mit der Stadt liegt
nicht vor.“
Doch wie unsere Zeitung bereits
Anfang März berichtete, gab es vor
diesem Beschluss erhebliche Un-
stimmigkeiten zwischen dem Awo-
Kreisverband und dem städtischen
Sozialdezernat. Es ging um Auf-
tragsvergaben an einen Essensliefe-
ranten und die eigens gegründete
Sicherheitsfirma Awo Protect.
Nun werden weitere Details be-
kannt, die eine Erklärung für das
plötzliche Ende eines eigentlich lu-
krativen Geschäfts liefern könnten.
In zwei internen Verträgen hat

die Awo „das Angebot physiothera-
peutischer Betreuung und Sportan-
gebote für Geflüchtete“ geregelt. Ei-
ner dieser Verträge, die „Kooperati-
onsvereinbarung“ zwischen dem
Awo-Kreisverband und der zur Awo
gehörenden Johanna-Kirchner-Stif-
tung für die Unterkunft in Nieder-
rad, liegt unserer Zeitung vor. Er
liest sich wie das Programm eines
professionellen Gesundheits- und
Fitnessstudios. „Rückenschule, He-
ben- und Tragen etc. in Gruppen-
oder Einzelmaßnahmen“ steht da
etwa unter „Gymnastikangebote“.
Zu den „Entspannungsmaßnah-
men“ zählen Ernährungsberatung
und Autogenes Training. Bei den
Sportangeboten werden etwa
Schwimmen, Tischtennis, Tanz, Zir-
keltraining und Selbstverteidigung
aufgelistet.

Entlarvendes Protokoll
Für dieses „Gesundheitspaket“ soll-
te der Awo-Kreisverband 7000 Euro
im Monat an die Kirchner-Stiftung
zahlen. Diese Summe ließ sich die
Awo von der Stadt für Sportange-
bote und Physiotherapie in dem
Flüchtlingsheim erstatten. Für bei-
de Unterkünfte zusammen flossen
laut Sozialdezernat insgesamt
201.461,60 Euro. Der Awo-Sprecher
betonte: Das Geld wurde „vollum-
fänglich für die Umsetzung der
Sportangebote verwandt und an

das Therapeutikum der Johanna-
Kirchner-Stiftung gezahlt.“ Das
Team für beide Einrichtungen habe
aus insgesamt vier Mitarbeitern be-
standen, darunter Physiotherapeu-
ten, Fitnesstrainer und Gymnastik-
lehrer.
Doch eine Frankfurterin, die bis
Ende 2018 in der Awo-Einrichtung
am Poloplatz ehrenamtlich tätig
war, sagte unserer Zeitung: „Um
Sportangebote haben wir Freiwilli-
ge uns gekümmert. Wir haben zum
Beispiel Fußball mit den Asylbe-
werbern gespielt, aber von einem
professionell organisierten Sport-
programm oder einem physiothera-
peutischen Angebot für Flüchtlin-
ge habe ich in all der Zeit nichts
mitbekommen. Das kann ich mir
nicht vorstellen, dass es dort so et-
was gab.“ Diese Aussage will die
Awo nicht stehen lassen. „Wir wei-
sen diese als haltlos zurück. Die Be-
hauptung, dass es in den beiden
Einrichtungen keine organisierten
Sportprogramme gegeben haben
soll, ist schlichtweg falsch.“
Doch es gibt weitere Hinweise
darauf, dass die angeblichen Sport-
angebote nicht in dem Umfang
stattgefunden haben könnten, wie
es gegenüber der Stadt und in den
Awo-internen Verträgen dargestellt
wurde. Im Protokoll einer Teambe-
sprechung halten Awo-Mitarbeiter
im Henriette-Fürth-Haus am 30. Ja-
nuar 2018 fest: „Bei der Erstellung

der Übersicht ist aufgefallen, dass es
nur sehr wenig interne Angebote
gibt, insbesondere im Bereich
Sport.“ Der für die Asylbewerber
eingerichtete Fitnessraum könne
„seit Sommer letzten Jahres nicht
genutzt werden“. Auch Fotos des
Raumes sind dem Protokoll beige-
fügt. Sie zeigen nicht benutzbare
Geräte und ein Schild an der Tür:
„Fitnessraum aus hygienischen
Gründen geschlossen.“ Die Stadt
erfuhr davon laut Sozialdezernat
erst zufällig: „am Rande eines Orts-
termins gegen Ende des Jahres
2017“. Der Awo-Sprecher behaupte-
te nun, dass während der Schlie-

ßung ein „funktionelles Training“
als Alternative zum Krafttraining
angeboten worden sei. Überprüfen
lässt sich das kaum.
Misstrauisch stimmt auch ein
weiteres Dokument: der sogenann-
te Monitoring-Bericht, indem quar-
talsweise alle tatsächlich geleisteten
Angebote aufgelistet werden muss-
ten. Das Formular war von der
Stabstelle Flüchtlingsmanagement
vorgegeben. Doch zumindest für
das vierte Quartal 2017 existieren
zwei unterschiedlich ausgefüllte
Versionen.
In der offiziellen Version, die an
die Stadt ging, sind 22 Angebote

der Therapeutikum-Abteilung der
Kirchner-Stiftung aufgelistet, an de-
nen regelmäßig bis zu 50 Bewohner
des Henriette-Fürth-Hauses teilge-
nommen haben sollen, teilweise so-
gar mehrmals die Woche. Doch wie
passt das zu der Klage über fehlen-
de Sportangebote im Mitarbeiter-
protokoll?

Interne Version
Die Antwort liegt womöglich in ei-
ner anderen, internen Version die-
ser Liste vor. Sämtliche 22 Einträge
des Therapeutikums fehlen darin.
Als Fitnessangebote der Awo wer-
den darin lediglich drei Einträge
aufgelistet: „Sport für Männer“,
„Sport für Frauen“ und „Physio-
Therapie“ – mit jeweils 15, 7 und
4 Teilnehmern.
Es ist die Liste, die vor Ort von

Awo-Mitarbeitern ausgefüllt wurde
und dann an die Geschäftsstelle
ging. Dort wurde schließlich die
zweite Version erstellt und an die
Stadt geschickt.
Der Sprecher des Awo-Kreisver-
bands erklärte dazu: „Alle Angebo-
te fanden, wie auch der Stadt ge-
genüber nachgewiesen, statt. Das
diesbezügliche Monitoring (ge-
meint ist die Überprüfung) für die
Einrichtungen der Flüchtlingshilfe
wurde zentral durchgeführt, um
den Erfordernissen des Datenschut-
zes und der Homogenität gerecht
zu werden.“

In diesem Haus in Frankfurt betrieb die Arbeiterwohlfahrt (Awo) eine Flüchtlingsunterkunft. Nach Ärger zwischen Awo und der Stadt gab es zum Jahres-
wechsel einen Betreiberwechsel, und die Awo ist nicht mehr zuständig. Unser Foto stammt vom Juni 2017. Archivfoto: Faust

So trostlos sah es laut internen Fotos der Arbeiterwohlfahrt in dem Fit-
nessraum des Flüchtlingsheims aus. Fotos: privat

Messerverbote und Kampf gegen kriminelle Clans
Frühjahrskonferenz Innenminister der Länder und des Bundes einigen sich über viele Themen

Kiel. Mehr Geld für Einbruch-
schutz und eine gemeinsame Stra-
tegie zur Bekämpfung krimineller
Clans: Darauf konnten sich die In-
nenminister der Länder und des
Bundes bei ihrer Frühjahrskonfe-
renz in Kiel verständigen. Strittig
bleibt dagegen alles, was mit Asyl
und Abschiebungen zu tun hat. Die
wichtigsten Entscheidungen im
Überblick:
Clan-Kriminalität: Die Innenmi-
nister drohen kriminellen Clan-
Mitgliedern mit dem Entzug der
deutschen Staatsbürgerschaft. Aller-
dings nur, wenn sie noch eine zwei-
te Staatsbürgerschaft haben. Die
Bundesregierung soll prüfen, ob
und wie eine Reform aussehen

könnte. Dem Chef der Deutschen
Polizeigewerkschaft, Rainer Wendt,
reichen die Pläne nicht aus. Er for-
dert eine vollständige Beweislas-
tumkehr, was den Nachweis von er-
worbenem Vermögen angeht.
Sicherheit bei Fußballspielen:
Um Krawalle bei Fußballspielen zu
vermeiden, will die Politik die Ver-
eine künftig stärker in die Pflicht
nehmen. „Da darf man von den
Vereinen schon mehr erwarten“,
sagte Seehofer. Sie sollen vor allem
dafür sorgen, dass Pyrotechnik und
bekannte Gewalttäter nicht in die
Stadien gelangen. „Zur Vermei-
dung von sicherheitsgefährdenden
Kräfteengpässen“ bei der Polizei
soll der 1. Mai ab 2021 spielfrei

sein. Fällt er auf einen Karfreitag,
Samstag, Sonntag oder Montag sol-
len auch diese Tage spielfrei sein.
Die Mehrheit der Innenminister
lehnt eine Beteiligung der Clubs an
den Polizeikosten aber ab – auch
mit dem Argument, dass Clubs
dann Einfluss auf die Einsatzpläne
fordern könnten und weil sie ohne-
hin Steuern zahlen.
Einbruchschutz: Haus- und Woh-
nungsbesitzer sollen künftig auch
bei Neubauten Geld für Einbruch-
schutz erhalten. Die staatliche Bank
KfW soll dafür Zuschüsse erteilen.
Die gibt es bislang nur für nach-
trägliche Einbauten in alten Gebäu-
den. „Sehr viele Täter scheuen bau-
liche Widerstände“, sagte Seehofer.

Kinderpornografie: Verbreitung,
Erwerb und Besitz von Kinderpor-
nografie sollen künftig härter be-
straft werden. Die Höchststrafe für
die Verbreitung solcher Bilder und
Videos soll von derzeit fünf auf
dann zehn Jahre steigen. Wer sich
kinderpornografisches Material be-
schafft, soll mit einer Strafe von
maximal fünf statt bislang drei Jah-
ren rechnen müssen.
Messerangriffe: Die Länder sol-
len leichter als bislang Zonen fest-
legen können, in denen das Tragen
von Messern und anderer Waffen
verboten ist – zum Beispiel vor
Schulen, Bahnhöfen und in Fuß-
gängerzonen. Die Idee eines gene-
rellen Verbots in Fußgängerzonen

lehnt die Mehrheit der Innenminis-
ter dagegen ab, weil dort ja auch
Messer verkauft werden.
Abschiebungen: Die Zahl der
Bundespolizisten, die Abschiebun-
gen auf dem Luftweg begleiten
können, soll von derzeit 1300 auf
2000 Beamte erhöht werden. Das
hat Seehofer zugesagt. Die Innen-
minister halten an der bereits Ende
2018 beschlossenen Verlängerung
des Abschiebestopps für Syrer bis
zum Jahresende fest. Bis zum
Herbst soll das Auswärtige Amt
dann eine neue Lageanalyse für das
Land vorlegen. Bei Rückführungen
nach Afghanistan kommen die
Länder nicht auf einen gemeinsa-
men Nenner. dpa

JUGENDFRE I
Das ganze Leben

Was ist Leben? In erster Linie
Ringen um die eigene Existenz.
Nicht die Illusion eines reibungs-
losen Daseins. Der moderne
Schreibtisch ist vielfach ein Abbild
des Menschen in unserer Zeit. Eine
Glasplatte, die von schlanken ver-
chromten Beinen getragen wird.
Sonst nichts. Alles hat klar, sauber
und durchschaubar zu sein – wie
der zeitgemäße Manager. Effizient,
transparent.
Nach diesem Muster leben auch
mein Bekannter Helge und seine
Frau Anna. Oder meinen es zu tun.
Helge, Studium der Betriebswirt-
schaft, Auslandssemester, Abschluss
mit einem „Master of Business
Administration“, Ehe mit einer
Mikrobiologin, dann konnten
beider Karriere durchstarten.
Helge begann seinen Aufstieg bei
einem Wirtschaftsverband. „Unsere
Freizeit nutzen wir für Fernreisen

und Sport. Unsere Ersparnisse ste-
cken wir in eine Eigentums-
wohnung. Das ist die beste Zu-
kunftsinvestition.“ Für Kinder und
Tiere bleibt da keine Zeit. „Ga-
loppiert man bei einer ausschließ-
lichen Karriereplanung nicht über
die mögliche Vielfalt des eigenen
Lebens hinweg?“, fragte ich un-
längst Helge, während wir im
Garten eines Restaurants saßen.
Der Manager lachte und zeigte
dabei sein reguliertes und ge-
bleichtes Gebiss.
Just in diesem Augenblick spürte
ich eine streifende Berührung.

Mein Blick wanderte zu dem
soeben noch leeren Stuhl neben
mir, auf den ein Spatz fiel. Der
kleine Vogel war offenbar gegen
ein Fenster geflogen und abge-
stürzt. Binnen wenigen Sekunden
starb das Tierchen. Ich erläuterte
meinem Gegenüber das Ge-
schehen. „Du kannst ihn sehen“,
sagte ich. „Nein!“, kreischte der sich
soeben noch kontrolliert gebende
Manager. „Tote Vögel bringen
Unglück!“ Er sprang auf und
rannte davon.
Die Welt ist nicht steril. Leben und
Tod,Menschen und Tiere gehören
dazu. Das wurde mir einige Tage
später erneut deutlich. Da wanderte
ich mit meinem Cousin Donald,
begleitet von meinem Hund
Schomer, übers Land. Abseits des
Weges lag ein von einem hohen
Zaun umgebenes Haus. Donald,
ich und der Hund entdeckten
gleichzeitig einen Vogel, dessen
Kopf im Hoftor steckte. Das Tier

versuchte krampfhaft, sich aus der
Falle zu lösen.Wir läuteten – ver-
geblich. Da das Tor verschlossen
blieb, versuchten wir mit Händen
und Ästen, den Vogel zu befreien.
Vergeblich. Das Tier war in Todes-
angst, flatterte und kratzte wild.
Wir überlegten, was zu tun sei. Ich
besah mir die „Falle“ genauer. Der
Vogel steckte zwischen Plastik-
abdeckungen, sein Gefieder wirkte
wie ein Widerhaken. So bog ich die
Kunststoffteile auseinander. Im Nu
strampelte sich der Vogel frei und
fiel zu Boden, wo er benommen
liegen blieb. Schomer sprang
hinzu. Er wollte die „Beute“ er-
legen. Doch da war Donald vor. Er
fing den Hund ein. Der Vogel
berappelte sich und flog davon.
Eine gute Geschichte.Wir hatten
nicht vor den Widrigkeiten ka-
pituliert und so ein Geschöpf
gerettet. Auch verwöhnte Junge
sollten das ganze Leben kennen-
lernen.

Die Kolumne
von Rafael
Seligmann


